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Sächsischer Landtag 
8. Wahlperiode 

Antrag 

der Fraktion BSW 

Soziale Sicherheit und gute Lebensbedingungen in Sachsen sichern – 
Gesundheit, Pflege und Bildung stärken 

Der Landtag möge beschließen: 

 

I. Der Landtag stellt fest, dass 

1. die von der Bundesregierung unter Kanzler Friedrich Merz vorangetriebenen 
Strukturreformen in den Bereichen Gesundheit, Pflege und Soziales viele 
Menschen stark belasten, 

2. steigende Beiträge und Leistungsanpassungen in der gesetzlichen 
Krankenversicherung, steigende Eigenanteile und andere Sparpläne in der 
Sozialen Pflegeversicherung insbesondere die Bevölkerungsgruppen spürbar 
treffen, die ohnehin schon wegen höherer Arbeitsbelastung bei 
schrumpfenden Netto-Einkommen und angehobenen Sozialabgaben unter 
Druck stehen, 

3. die strukturellen Reformen, die finanzielle Lage der Betroffenen in Form einer 
nicht hinnehmbaren Kostenverschiebung auf die private und kommunale 
Ebene verschärfen, weil sie  

a) wegen Leistungskürzungen und höheren Eigenleistungen zu 
finanziellen Mehrbelastungen von Versicherten und durch den Wegfall 
der beitragsfreien Familienversicherung zu einer Schwächung 
funktionierender Familienmodelle (besonders in Haushalten mit nur 
einem Hauptverdiener) führen, 

b) durch die zunehmende Abwälzung gesamtgesellschaftlicher Aufgaben 
vom Bund auf die kommunale Ebene die kommunalen Haushalte mit 
der Kostentragung einseitig überfordert, 

4. Reformen des Gesundheitssystems, der Pflege und des Sozialstaats 
notwendig sind, aber nur, wenn der Gesetzgeber (Bund und Länder) deren 
finanzielle Folgen vollumfänglich und dynamisiert übernimmt, damit die 
Reformziele nicht verfehlt werden. 
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II. Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

1. sich stellvertretend für den Freistaat Sachsen im Bundesrat und gegenüber 
der Bundesregierung dafür einzusetzen, dass 

a) die Reformen der sozialen Sicherungssysteme nicht einseitig zu Lasten 
der Versicherten gehen, sondern für alle Beteiligten fair nach dem 
Solidarprinzip gestaltet werden, 

b) der Staat seiner Verantwortung nachkommt, die Finanzierung der 
Sozialkassen gerechter zu gestalten, 

c) die gestiegenen Eigenanteile in Pflegeheimen deutlich und dauerhaft 
begrenzt werden, um betroffene Pflegebedürftige nicht bereits im ersten 
Jahr des Heimaufenthalts finanziell zu überfordern, 

d) individuelle Leistungen für Kinder, Jugendliche und Menschen mit 
Unterstützungsbedarf nicht radikal gekürzt oder durch pauschale 
„Poollösungen“ ersetzt werden dürfen, wenn nicht das Recht auf 
bedarfsgerechte Einzelfallhilfe gefährdet werden soll, 

e) das Prinzip der beitragsfreien (Familien-)Mitversicherung für Ehegatten 
als zentraler Pfeiler des deutschen Sozialsystems erhalten bleibt, wenn 
der Zugang zur Gesundheitsversorgung zukünftig nicht allein vom 
Einkommen abhängen soll; 

 
2. die gesundheitliche Versorgung im Freistaat Sachsen sicherzustellen, 

insbesondere 
 

a) die gesundheitliche Versorgung in ländlichen Räumen flächendeckend 
zu sichern, bedarfsgerecht auszubauen und langfristig zu stabilisieren, 

b) die ambulante Versorgung, speziell durch Hausärzte und 
Hausärztinnen, zu sichern und insbesondere in strukturschwachen 
Regionen gezielt auszubauen, 

c) die wirtschaftliche Existenz von Apotheken flächendeckend zu sichern 
und effizient zu stabilisieren, um eine schnelle und verlässliche 
Versorgung der Menschen zu gewährleisten, 

d) integrierte regionale Gesundheitszentren aufzubauen, die besonders in 
strukturschwachen Räumen medizinische und pflegerische Leistungen 
an einem Ort verbinden und eine wohnortnahe Versorgung (durch 
multiprofessionelle Teams in Kooperation mit ambulanten Praxen, 
Pflegeeinrichtungen und Sozialdiensten) fördern, 

e) die psychiatrische und psychotherapeutische Versorgung von 
Menschen, speziell von Kindern und Jugendlichen in ländlichen 
Räumen durch eine zielgenaue Bedarfsplanung zukünftig zu fördern 
und auszubauen sowie 

f) in Gesundheitseinrichtungen attraktive Arbeitsbedingungen für 
Fachkräfte zu schaffen und gezielte Maßnahmen zu deren Gewinnung 
und dauerhafter Bindung zu etablieren, um dem drohenden 
Fachkräftemangel entgegenzuwirken; 
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3. mitzuhelfen, dass häusliche Pflege, Pflegesachleistungen für ambulante 
Pflegedienste und Aufenthalte in Pflegeheimen bezahlbar und leistbar 
bleiben, und zwar durch 

a) die Förderung von mehr Beratung und Schulung und mehr Information 
über Möglichkeiten finanzieller Unterstützung und zeitlicher Entlastung 
pflegender Angehöriger, 

b) den Ausbau und die stärkere Vernetzung von niedrigschwelligen 
Beratungs-, Hilfs- und Unterstützungsangeboten, um Betroffenen 
unbürokratische und schnelle Hilfe besser zugänglich zu machen, 

c) die Stärkung kommunaler Pflegestrukturen, um eine bedarfsgerechte 
Organisation vor Ort zu ermöglichen und Pflegebedürftigen so ein 
selbstbestimmtes Leben im gewohnten Umfeld zu ermöglichen, 

d) die gezielte Aufklärung von Betroffenen und Angehörigen über die 
verschiedenen gesetzlichen, steuerlichen und vertraglichen Hebel, um 
Pflegekosten konkret begrenzen zu können, speziell durch praxisnahe 
Hilfestellungen bei der Kombination von Pflegekassen-Leistungen, 
Steuerabzügen und Sozialhilfeansprüchen und 

e) die Stärkung präventiver Maßnahmen und gesundheitsfördernder 
Angebote, um Selbstständigkeit zu erhalten, Lebensqualität zu sichern 
und Pflegebedürftigkeit möglichst zu vermeiden oder hinauszuzögern; 

4. um Bildungserfolge von der sozialen Herkunft zu entkoppeln, zielgerichtete 
Maßnahmen und passende Programme für Bildung und Chancengleichheit 
zu entwickeln und umzusetzen und dazu 

a) die Infrastruktur für frühkindliche Bildung und Betreuung in ländlichen 
Räumen flächendeckend zu sichern, 

b) für eine an die künftige Entwicklung angepasste Lehrerversorgung zu 
sorgen, 

c) die Arbeitsbedingungen im Bildungsbereich nachhaltig durch 
Entlastungen zu verbessern, 

d) multiprofessionelle Teams an Schulen, den Ausbau von 
Schulsozialarbeit und zusätzlich Unterstützungsangebote, die im 
Einzelfall oder projektbezogen Schulgemeinschaften unterstützen 
können, intensiv zu fördern, 

e) längeres gemeinsames Lernen zur Förderung der Bildungsgerechtigkeit 
stärker zu gewichten, 

f) Schulen und Kitas in ländlichen Räumen durch flexible Mindestgrößen 
und verlässliche Finanzierungsmodelle dauerhaft zu erhalten; 

5. die Familien und die Alleinerziehenden (Einelternfamilien) 

a) gezielt durch finanzielle und strukturelle Hilfen zu entlasten, 
b) Angebote der Kinder- und Jugendhilfe auszubauen, um jungen 

Menschen in schwierigen Lebenslagen Unterstützungsangebote zu 
bieten und Benachteiligungen abzubauen, 

c) Kitas als Orte der Betreuung und Unterstützung weiterzuentwickeln 
und deren Öffnung zum Sozialraum hin zu unterstützen; 
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6. die mit gesellschaftlicher Isolation verbundene fortschreitende Einsamkeit 
von Menschen als ein ernst zu nehmendes Problem anzuerkennen und 
diesem durch die Entwicklung passgenauer Förderprogramme zur 
Finanzierung und dauerhaften Stützung 

a) von Projekten gegen Einsamkeit, 
b) vorhandener sozialer Begegnungsorte mit niederschwelligen, 

barrierefreien und konsumfreien Angeboten und 
c) zur Schaffung sozialer Begegnungsorte in ländlichen Räumen 

entgegenzuwirken; 

7. eine auskömmliche Finanzierung der Kommunen im Freistaat Sachsen zu 
garantieren und deshalb Städte und Gemeinden 

a) zur Erfüllung ihrer Aufgaben (Daseinsvorsorge) wegen der zu 
verzeichnenden hohen Defizite finanziell besser auszustatten und 

b) durch gezielte Entlastungspakete für Bildung, Pflege und soziale 
Infrastruktur gleichwertige Lebensverhältnisse zu sichern und durch 
entsprechende Gesetzgebung langfristig zu stärken. 

 
Begründung: 
 
Reformen des Gesundheitssystems, der Pflege und des Sozialstaats sind zweifellos 
notwendig, aber die Reformen der Bundesregierung in diesen Bereichen verlagern die 
finanziellen Belastungen nur auf Versicherte, Familien Alleinerziehende und Kommunen, 
ohne die strukturellen Ursachen der Reformbedürftigkeit ernsthaft und nachhaltig zu lösen. 
 
Das hat im Freistaat Sachsen besondere Auswirkungen. Zum einen, weil Sachsen 
bundesweit zu den Regionen mit dem höchsten Altersdurchschnitt gehört. Zum anderen 
gibt es abseits großer städtischer Zentren ländliche Räume, die durch eine geringe 
Bevölkerungsdichte, offene Kulturlandschaften, Land- und Forstwirtschaft sowie kleinere 
Ortschaften geprägt sind, die einen Großteil der Landesfläche ausmachen. Während sich 
fast sechzig Prozent der Bevölkerung in den Verdichtungsräumen um Dresden, Leipzig 
und Chemnitz-Zwickau auf nur knapp siebzehn Prozent der Fläche drängen, erstrecken 
sich die ländlichen Räume über mehr als die Hälfte der Fläche des Freistaates. 

Gerade hier ist deshalb eine funktionierende, verlässliche und wohnortnahe 
Daseinsvorsorge einfach unverzichtbar. Eine leistungsfähige soziale Infrastruktur aber 
setzt wirtschaftliche Stabilität, gute Arbeit und starke regionale Wertschöpfung voraus. 
Diese Faktoren bilden einen direkten Kreislauf: Nur eine gesunde Wirtschaft erwirtschaftet 
die nötigen Steuern und Abgaben, um gesellschaftliche Kernbereiche wie Gesundheit, 
Pflege, Bildung und kommunale Aufgaben dauerhaft zu finanzieren, während umgekehrt 
gute soziale Rahmenbedingungen wesentlich für die Gewinnung von Fachkräften sind. 
 
Weil in ländlichen Räumen die Versorgung wegen lokaler Engpässe nicht mehr überall 
gesichert ist, muss hier zeitnah eine Verbesserung der Daseinsvorsorge stattfinden. 
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Die spürbaren Auswirkungen der strukturellen und versorgungsbedingten Probleme 
erschweren den Alltag der Menschen dort vor Ort schon jetzt massiv. Sie resultieren vor 
allem aus der enormen Investitionslücke in die öffentliche Infrastruktur. 

Pflegeplätze werden immer teurer und sind für viele nicht mehr bezahlbar. - Angehörige 
übernehmen einen Großteil der Pflege oft nur unter erheblicher physischer, psychischer 
und finanzieller Belastung und stoßen dabei an ihre Grenzen. - Krankenhäuser geraten 
unter wirtschaftlichem Druck in Existenznot, gewohnte Versorgungsangebote werden 
reduziert oder ganz aufgegeben. - Die wohnortnahe Versorgung verschlechtert sich, 
insbesondere im ländlichen Raum, etwa durch die Schließung von Geburtsstationen oder 
Fachabteilungen. - Im Bildungsbereich fehlen Lehrkräfte und pädagogisches 
Fachpersonal, Unterricht fällt aus, aber die Anforderungen durch vermehrt heterogene 
Schülerschaft steigen. - Alleinerziehende, Familien und ältere Menschen stehen durch 
unzureichende Betreuungsinfrastruktur und steigende Lebenshaltungskosten extrem unter 
Druck und drohen jetzt noch stärker belastet zu werden. - Einsamkeit ist ein wachsendes 
gesellschaftliches Problem und betrifft immer mehr Menschen. 

Solche Hürden im direkten Lebensumfeld machen deutlich, wie anfällig der Alltag ist, wenn 
die grundlegende Infrastruktur nicht reibungslos funktioniert. 

Steigende Kosten, fehlende Angebote und wachsende Belastungen betreffen immer mehr 
Lebensbereiche gleichzeitig. 

Armut und Krankheit sind eng miteinander verknüpft. Menschen mit geringem Einkommen 
sind häufiger krank, leiden öfter an chronischen Erkrankungen und sterben im 
Durchschnitt früher als finanziell Bessergestellte. 

Wer keine Unterstützung bekommt, ist stärker belastet, besonders in Lebenslagen, die viel 
Energie erfordern (wie in der Familie, bei der Pflege von Angehörigen oder in finanziell 
herausfordernden Zeiten) können fehlende Hilfe und soziale Isolation die Lebensqualität 
stark einschränken. 

Wer im ländlichen Raum lebt, hat oft längere Wege und weniger Angebote. Wer abseits 
städtischer Zentren lebt, muss für Dinge des täglichen Bedarfs, Arbeit oder Ärzte meist 
deutlich längere Wege einplanen und hat eine geringere Auswahl an Freizeit- oder 
Bildungsangeboten. 

Ohne gezieltes politisches Gegensteuern droht eine Abwärtsspirale, die es unter allen 
Umständen zu verhindern gilt. Dazu sind in Sachsen konkrete, lokal greifende 
Maßnahmen erforderlich. Es bedarf also jetzt klarer politischer Entscheidungen, um 
Versorgung nachhaltig zu sichern, strukturellen Defizite zu beheben und Belastungen zu 
begrenzen, wenn in allen Teilen des Freistaates gute Lebensbedingungen für die 
Menschen erhalten bleiben sollen. 

 

 
 

Ronny Kupke, MdL 
BSW-Fraktion 

i. V. Jens Hentschel-Thöricht, MdL 
BSW-Fraktion 

Unterschrieben von
JENS HENTSCHEL-THÖRICHT
am 03.06.2026
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